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BEKANNTMACHUNGEN

BEKANNTMACHUNG DER KREISWAHL-
LEITERIN DER BUNDESTAGSWAHLKREISE 110 
KREFELD I – NEUSS II UND 114 KREFELD II – 
WESEL II ZUR BUNDESTAGSWAHL 
AM 26. SEPTEMBER 2021

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen

Gemäß § 19 Bundeswahlgesetz – BWG – und § 32 der Bundes-
wahlordnung – BWO – in der jeweils aktuellen Fassung fordere 
ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge für die Wahl zum 20. Deut-
schen Bundestag am 26.09.2021 für die Wahlkreise 110 Krefeld 
I- Neuss II (von der kreisfreien Stadt Krefeld die Stadtbezirke 1 
West, 5 Süd, 6 Fischeln, 7 Oppum-Linn, 9 Uerdingen, vom Rhein-
Kreis Neuss die Gemeinden Jüchen, Kaarst, Korschenbroich, 
Meerbusch) und 114 Krefeld II – Wesel II (von der kreisfreien 
Stadt Krefeld die Stadtbezirke 2 Nord, 3 Hüls, 4 Mitte, 8 Ost, vom 
Kreis Wesel die Gemeinden Moers, Neukirchen-Vluyn) möglichst 
frühzeitig einzureichen. 

Die Wahlvorschläge für die o. g. Wahlkreise sind bis spätestens 

Montag, 19. Juli 2021, 18.00 Uhr
 

schriftlich bei der Kreiswahlleiterin, 

Stadt Krefeld
FB 31 Bürgerservice

Abt. Statistik und Wahlen
Von-der-Leyen-Platz 1

47798 Krefeld
Zimmer A 123 bzw. A 125

einzureichen (§ 19 BWG). 
Die Einreichungsfrist ist eine Ausschlussfrist.

Die Vordrucke zur Einreichung der Kreiswahlvorschläge können 
im Fachbereich Bürgerservice, Abteilung Statistik und Wahlen, 
Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld, Zimmer A 123 bzw. A 125 
angefordert oder abgeholt werden (Ansprechpartner Hans-Jürgen 
Neuhausen, Tel. 02151/86 – 1381, Fax: 02151/86 – 1360, Mail: ju-
ergen.neuhausen@krefeld.de oder Jürgen Tekaat, Tel: 02151/86 
– 1361, Fax: 02151/86 - 1360, Mail: juergen.tekaat@krefeld.de. 

A. Voraussetzungen für die Einreichung von 
Kreiswahlvorschlägen

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe 
des § 20 BWG von Wahlberechtigten eingereicht werden (§ 18 
Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreis-
wahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG).

2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag 
seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge 
ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten 
waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur ein-
reichen, wenn sie spätestens am 21. Juni 2021 bis 18:00 Uhr 
dem Bundeswahlleiter (Postanschrift: Bundeswahlleiter, Sta-
tistisches Bundesamt, 65180 Wiesbaden) ihre Beteiligung an 
der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat (§ 18 Abs. 2 BWG). 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die 
Partei an der Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss von min-
destens drei Mitgliedern des Bundesvorstands, darunter der/
dem Vorsitzenden oder ihrer/seiner Stellvertretung, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen 
Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Par-
teiorganisation an die Stelle des Bundesvorstands. Die schriftli-
che Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein 
Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstands 
sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise 
über die Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden.

3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 09. Juli 
2021 für alle Wahlorgane verbindlich fest, welche Parteien im 
Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letz-
ter Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen 
mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren und wel-
che Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, für 
die Wahl als Parteien anzuerkennen sind (§ 18 Abs. 4 BWG). 
Gegen eine Feststellung, die sie an der Einreichung von Wahl-
vorschlägen hindert, kann eine Partei oder Vereinigung binnen 
vier Tagen nach deren Bekanntgabe Beschwerde zum Bundes-
verfassungsgericht erheben. In diesem Fall ist die Partei oder 
Vereinigung von den Wahlorganen bis zur Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, längstens bis zum Ablauf des 29.  
Juli 2021 wie eine wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behan-
deln (§ 18 Abs. 4 a BWG).

B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge

Als Bewerberin/Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur 
benannt werden, wer

a) am Wahltag Deutsche/Deutscher im Sinne des Artikels 
116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, das 18. Lebensjahr voll-
endet hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen ist,
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b) als Bewerberin/Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer 

anderen als der den Kreiswahlvorschlag einreichenden 
Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl ei-
ner Wahlkreisbewerberin/eines Wahlkreisbewerbers oder 
in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversamm-
lung entsprechend den Bestimmungen des § 21  BWG in 
geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist,

c) ihre/seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zu-
stimmung ist unwiderruflich.

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Bewerberin/ei-
nes Bewerbers enthalten. Jede Bewerberin/Jeder Bewerber kann 
nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag 
benannt werden.

2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur 
BWO eingereicht werden. Er muss enthalten (§ 34 Abs. 1 BWO)

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, 
das Geburtsdatum, den Geburtsort und die Anschrift 
(Hauptwohnung) der Bewerberin/des Bewerbers,

b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie ei-
ne Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort.

3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter der/
dem Vorsitzenden oder ihrer/seiner Stellvertretung, persönlich 
und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so 
müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächst-
niedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
dem § 34 Abs. 2 Satz 1 BWO gemäß unterzeichnet sein. Die Unter-
schriften des einreichenden Vorstands genügen, wenn er inner-
halb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahllei-
ter eine schriftliche, dem § 34 Abs. 2 Satz 1 BWO entsprechende 
Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt.

5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A Nr. 2 genannten Parteien 
müssen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichnerinnen/Unterzeichner muss im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung 
des Kreiswahlvorschlags nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG).

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewer-
berinnen/Einzelbewerber) müssen von mindestens 200 Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG); Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. 
Hierbei haben drei Unterzeichnerinnen/Unterzeichner ihre Un-
terschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten.
7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden 
Nummern 5 und 6 von mindestens 200 Wahlberechtigten un-
terzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Form-
blättern nach Anlage 14 zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 
4 BWO zu erbringen. Auf jedem Formblatt für eine Unterstüt-
zungsunterschrift kann nur eine Unterschrift geleistet werden. 
Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter 
kostenfrei geliefert.

Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift 
(Hauptwohnung) der vorzuschlagenden Bewerberin/des vorzu-
schlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung 
der Nachweis erbracht, dass für die Bewerberin/den Bewerber im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 Bundes-
meldegesetz eingetragen ist, wird anstelle ihrer/seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die 
Angabe eines Postfachs genügt nicht.

Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreis-
wahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren 
Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch 
diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzu-
geben. Die vorgenannten Angaben zur Bewerberin/zum Bewer-
ber und zum Wahlvorschlagsträger sind vom Kreiswahlleiter im 
Kopf der Formblätter zu vermerken. Parteien haben ferner die 
Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers in einer Mitglieder- 
oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung 
nach § 21 des Bundeswahlgesetzes zu bestätigen. Für jede Un-
terzeichnerin/jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder ge-
sondert (nach dem Muster der Anlage 14 zur BWO) eine Beschei-
nigung ihrer/seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass sie/er 
im Wahlkreis wahlberechtigt ist.
Eine Wahlberechtigte/ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreis-
wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist ihre/seine Unterschrift auf allen 
weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig.

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung 
der Bewerberin/des Bewerbers durch eine Mitglieder oder Ver-
treterversammlung unterzeichnet werden. Vorher
geleistete Unterschriften sind ungültig.

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen:

a) Die Erklärung der vorgeschlagenen Bewerberin/des vorge-
schlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur 
BWO, dass sie/er ihrer/seiner Aufstellung zustimmt und 
für keinen anderen Wahlkreis ihre/seine Zustimmung zur 
Benennung als Bewerberin/Bewerber gegeben hat, bei 
Kreiswahlvorschlägen von Parteien einschließlich der Ver-
sicherung an Eides statt, dass sie/er nicht Mitglied einer 
anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei 
ist,

b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde 
nach dem Muster der Anlage 16 zur BWO, dass die Bewer-
berin/der Bewerber wählbar ist,

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglie-
der oder Vertreterversammlung, in der die Bewerberin/der 
Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs 
nach §  21 Abs.  4 BWG auch eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 
21 Abs. 6 Satz  2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an 
Eides statt. Die Niederschrift soll nach dem Muster der An-
lage 17 gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem 
Muster der Anlage 18 abgegeben werden,

d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften 
nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeich-
nerinnen/Unterzeichner (siehe Buchstabe B Nr. 7), sofern 
der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberech-
tigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss.
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9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform recht-
zeitig vorzulegen. Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die 
schriftlich einzureichenden Unterlagen persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan 
im Original vorliegen. Die Schriftform ist durch E-Mail oder Tele-
fax nicht gewahrt.

C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen sowie 
Beseitigung von Mängeln

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über 
seine Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahl-
berechtigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von 
der Mehrheit der Unterzeichnerinnen/Unterzeichner durch eine 
von ihnen persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung 
zurückgenommen werden (§ 23 BWG). Nach Ablauf der Einrei-
chungsfrist kann ein Kreiswahlvorschlag nur durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertre-
tenden Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn 
die Bewerberin/der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit ver-
liert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten 
zu werden, der Unterschriften nach den Punkten B Nr. 5 und Nr. 
6 bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung 
des Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen (§ 
24 BWG).

Die Kreiswahlvorschläge werden unverzüglich nach Eingang ge-
prüft. Werden Mängel festgestellt, so benachrichtigt die Kreis-
wahlleiterin sofort die Vertrauensperson und fordert sie auf, 
behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen (§ 25 Abs. 1 BWG). 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an 
sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§ 25 BWG).

D. Zulassung von Kreiswahlvorschlägen

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entscheidet der 
Kreiswahlausschuss gem. § 26 Abs. 1 BWG am 30.07.2021 (58. 
Tag vor der Wahl). Zu der Sitzung des Kreiswahlausschusses, in 
der über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entschieden 
wird, werden die Vertrauenspersonen der Kreiswahlvorschläge 
eingeladen (§ 36 Abs. 1 BWO). Außerdem werden Ort, Zeit und 
Gegenstand der Verhandlungen des Kreiswahlausschusses gem. 
§ 5 Abs. 3 BWO öffentlich bekannt gemacht. 

Gem. § 26 Abs. 1 Satz 2 BWG hat der Kreiswahlausschuss Kreis-
wahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie 
 

a) verspätet eingereicht worden sind oder 

b) den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das Bun-
deswahlgesetz und die Bundeswahlordnung aufgestellt 
sind. 

Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, 
so kann binnen drei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
Beschwerde eingelegt werden (bis zum 02.08.2021). Beschwer-
deberechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschla-
ges, der Bundeswahlleiter und die Kreiswahlleiterin. Der Bun-
deswahlleiter und die Kreiswahlleiterin können auch gegen eine 
Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, 
Beschwerde erheben. Die Beschwerde der Vertrauensperson 
und des Bundeswahlleiters ist bei der Kreiswahlleiterin, die Be-

schwerde der Kreiswahlleiterin beim Landeswahlleiter schriftlich 
oder zur Niederschrift einzulegen. In der Beschwerdeverhand-
lung sind die erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entschei-
dung über die Beschwerde muss spätestens am 05.08.2021 (52. 
Tag vor der Wahl) getroffen werden (§ 26 Abs. 2 BWG). 

Beschwerden an die Kreiswahlleiterin sind an folgende Anschrift 
zu richten:

Stadt Krefeld
FB 31 Bürgerservice

Abt. Statistik und Wahlen
Rathaus

Von-der-Leyen-Platz 1
47798 Krefeld

Fax: 02151 / 86 - 1360

Die Kreiswahlleiterin macht die zugelassenen Kreiswahlvorschlä-
ge spätestens am 09.08.2021 (48. Tag vor der Wahl) öffentlich 
bekannt (§ 26 Abs. 3 BWG, § 38 BWO). 

Krefeld, 21. Januar 2021 

Cigdem Bern
Kreiswahlleiterin

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG

Zu den bestehenden Widerspruchsrechten zu Datenübermittlun-
gen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (§ 42 Abs. 3 
Bundesmeldegesetz) und Auskünften in besonderen Fällen (§ 50 
Abs. 1 – 3 Bundesmeldegesetz) informiert der Fachbereich Bür-
gerservice:

Wenn die Einwohner nicht ausdrücklich widersprechen, darf die 
Meldebehörde nach den Vorschriften des Bundesmeldegeset-
zes in den nachstehenden Fällen Auskünfte aus dem Meldere-
gister über Vor–und Familiennamen, Doktorgrad und Anschrif-
ten erteilen:

 » Bei Anfragen von Parteien, Wählergruppen und anderen Trä-
gern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen 
und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene 
in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Mo-
naten.

 » Bei Anfragen von Adressbuchverlagen zu allen Einwohnern, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die übermittelten 
Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern ver-
wandt werden.

 » Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft 
aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohnern, darf die Meldebehörde weiter Auskunft erteilen 
über das Datum und die Art des Jubiläums.

 » Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaft Familienangehörige, die nicht derselben oder keiner 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die 
Meldebehörde von diesen Familienangehörigen Vor- und Fami-
liennamen, Geburtsdatum und Geburtsort, Geschlecht, Zuge-
hörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 
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derzeitige Anschriften und letzte frühere Anschriften, Aus-
kunftssperren nach § 51 sowie das Sterbedatum an die anfra-
gende öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft übermitteln.

Jede im Einwohnermelderegister der Stadt Krefeld eingetragene 
Person hat das Recht, einer Auskunftserteilung in den oben ge-
nannten Fällen zu widersprechen.

Der Widerspruch kann formlos in den Bürgerbüros der Stadt Kre-
feld oder schriftlich bei der Stadt Krefeld, Fachbereich Bürgerser-
vice, Abteilung 311 Bürgerbüros, Melde- und Passwesen, 47792 
Krefeld, erklärt werden.

Krefeld, 12.01.2021
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG
WIDERSPRUCHSRECHT GEGEN DIE ÜBER-
MITTLUNG VON MELDEDATEN AN DAS BUN-
DESAMT FÜR DAS PERSONALMANAGEMENT 
DER BUNDESWEHR

Die Meldebehörde macht auf das gesetzliche Widerspruchsrecht 
gegen die Übermittlung personenbezogener Daten an das Bundes-
amt für das Personalmanagement der Bundeswehr aufmerksam.

Nach § 36 Abs. 2 Bundesmeldegesetz können Betroffene der 
Datenübermittlung nach § 58c des Gesetzes über die Rechtsstel-
lung der Soldaten (Soldatengesetz) widersprechen.

Die Datenübermittlung nach § 58c des Soldatengesetzes erfolgt 
jährlich im März an das Bundesamt für das Personalmanagement 
der Bundeswehr zum Zweck der Übersendung von Informations-
material über die Tätigkeiten in den Streitkräften und gilt für alle 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im Folgejahr 
volljährig werden. Übermittelt werden der Familienname, die 
Vornamen und die gegenwärtige Anschrift. Die Datenübermitt-
lung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr widersprochen haben. 
Die Daten werden spätestens nach Ablauf eines Jahres nach der 
erstmaligen Speicherung beim Bundesamt für das Personalma-
nagement der Bundeswehr gelöscht.

Der Widerspruch gegen die Übermittlung kann formlos in den Bür-
gerbüros der Stadt Krefeld oder schriftlich bei der Stadt Krefeld, 
Fachbereich Bürgerservice, Abteilung 311 Bürgerbüros, Melde- 
und Passwesen, 47792 Krefeld, erklärt werden.

Krefeld, 12.01.2021
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

UMNUMMERIERUNG VON GEBÄUDEN

Zur Vermeidung von Orientierungsschwierigkeiten wurden ent-
sprechend § 126 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 11 der ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung in der Stadt Krefeld zwei Gebäude umnummeriert. 
Die bisher unter der Bezeichnung (alt) geführten Gebäude erhiel-
ten folgende neue Lagebezeichnungen zugeteilt: 

(alt) (neu)

Luiter Weg 168 in Luiter Weg 164 Eingang Vorderhaus

Luiter Weg 168 in Luiter Weg 166 Eingang Hinterhaus

Schubertstraße 2 in Schubertstraße 2a Eingang Giebelseite 

Schubertstraße 2 in Schubertstraße 2b Eingang Straßenseite

Krefeld, den 21. Januar 2021
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

JAHRESABSCHLUSSES 2019
DER LINKSNIEDERRHEINISCHEN 
ENTWÄSSERUNGS-GENOSSENSCHAFT

Die Genossenschaftsversammlung der Linksniederrheinischen 
Entwässerungs-Genossenschaft hat am 16. Dezember 2020 den 
testierten Jahresabschluss 2019 festgestellt.

Der Jahresabschluss wird gemäß § 33 LINEGG i. V. m. § 16 der 
Satzung der LINEG durch Veröffentlichung im Internet (www.li-
neg.de) öffentlich bekannt gemacht. 

Die bekannt gemachten Dokumente können zudem während der 
Dienstzeiten bei der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Ge-
nossenschaft, Friedrich-Heinrich-Allee 64, 47475 Kamp-Lintfort 
eingesehen werden.

Kamp-Lintfort, den 16. Dezember 2020
Der Vorstand
gez. Dipl.-Ing. Karl-Heinz Brandt, 
Ass. d. Markscheidefachs
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Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch  kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 84,60 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST
Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprech-
partner in Sachen Sicherheit, Ordnung und Sau-
berkeit auf Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 

Er ist erreichbar 
mo bis fr vormittags von 8.30 bis 12.30 Uhr und 
mo bis mi nachmittags von 14 bis 16 Uhr sowie 
do nachmittags 14 bis 17.30 Uhr 
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 22 25.
 

Außerhalb dieser Zeiten kann der KOD 
über die Leitstelle der Polizei unter der 
Rufnummer 0 21 51 / 63 40 oder per E-Mail 
an KOD@Krefeld.de informiert werden.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 
116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:

Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr 
bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
 mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr,  montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

NOTDIENSTE
Innung für Sanitär-Heizung-Klima-
Apparatebau Krefeld

05.02. – 07.02.2021

Walter Goertz GmbH & Co. KG
Hülser Straße 19 | 47798 Krefeld

2 31 13

12.02. – 14.02.2021

Hackbart Sanitär und Heizungsbau
Inh. Josef Krouß e. K.
Hülser Straße 38-40 | 47798 Krefeld

2 28 85


